
Dezember 2008

12a

517–604

Themen Der internationale Verkehrsunfall

Versicherungsrecht

Internationale Entwicklungen/
Reformen im Straßenverkehrsrecht

Eisenbahnrecht

Verkehr & Umwelt

www.manz.at

ZVR
[Zeitschrift für Verkehrsrecht]

ISSN 0044-3662

SONDERHEFT
VERKEHRSRECHTSTAG 2008



Beiträge
Ü 2. ZVR-Verkehrsrechtstag: Tagungsbericht . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 521
Von Attila Fenyves, Klaus Gstettenbauer, Herwig Hauenschild, Armin Kaltenegger, Matthias Neumayr,
Stefan Perner und Birgit Salamon

Ü Auswirkungen des EuGH-Urteils Odenbreit auf die internationale
Schadensregulierung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 524
In der Rs Odenbreit hat der EuGH für Direktklagen gegen die ausländische Haftpflichtversicherung die in-
ternationale Zuständigkeit der Gerichte am Wohnsitz des Geschädigten bejaht. Weitgehende Neuerungen
in der internationalen Schadensregulierung sind daher zu erwarten.
Von Alexander Wittwer

Ü Internationaler Verkehrsunfall . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 528
Internationale Straßenverkehrsunfälle stellen die überwiegende Mehrheit der Haftungsfälle aus Delikt mit
Auslandsbezug dar. Für daraus resultierende außervertragliche Schadenersatzansprüche ist das anwendbare
Recht nach demHaager Straßenverkehrsübereinkommen zu bestimmen. Die Rom II VO ändert daran nichts.
Von Claudia Rudolf

Ü Die Kfz-Schadensregulierung in Österreich und Deutschland . . . . . . . . . . . . . . . 532
Die gesetzlichen Normen bezüglich des Ersatzes von Kfz-Sachschäden sind in Deutschland und Österreich
fast ident. Das Ausmaß des Ersatzes, das der Geschädigte bei einem von einem Dritten zu vertretenden Scha-
den erhält, ist jedoch größer als in Österreich. Es zeigt sich, dass es im Schadenersatzrecht in besonderem
Maße darauf ankommt, was die (höchstrichterliche) Rsp als voll angemessenen Ausgleich ansieht.
Von Christian Huber

Ü Direktklage des Geschädigten: Haftung des säumigen Haftpflichtversicherers . . 538
Der Haftpflichtversicherer hat nach Eintritt eines Versicherungsfalls den von seinem Versicherungsnehmer
(VN) zu ersetzenden Schaden zu regulieren. Gerät der Versicherer hiemit in Verzug, erleidet der geschädigte
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herigen EuGH-Rsp auf die Verwaltungspraxis. Ein Ausblick auf die Dritte Führerschein-RL zeigt die dennoch
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